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Parlarnentsdirektion/Nationalratsdienst 
Wie n 

Nach der de~ Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten am 23. Jänner 1976 zugekommenen Note der Pariamentsdi­
rektion/Nationalratsdienst Zl. 128/J vom 27.1.1976 haben die 
Abgeordneten zum Nationalrat D1". Karasek, Dr. Bauer, Dr. Ermacora, 
Dr. Neisser und Genossen am 27.1.1976 eine 

A n fra g e 

an den Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten,'betref­
fend internationale Bekämpfung des Terrors überreicht. 

Ich beehre mich j diese Anfrag~ gemäss § 91 Abs. 4 des 
Bundesgesetzes vom 4. Juli 1975, BGBl. Nr. 410, wie folgt zu 
beantworten: 

1) Österreich hat von Anfang an aktiv ,alle Bemühungen un­
terstützt, im Rahmen des Europarates 1"1i ttel und Wege zu suchen~ 
um den internationalen Te!'TorisIDus zu bekä.mpfen. 

Ich werde mich auch weiterhin als Mitglied des Minister­
komitees für eirl einhe.i tliches Vorgehen <?11er Mi tgliedsta9.ten des ER 
bei der Bekämpfu!ig de3 internationalen Terrors einsetzen. 

2) Als gemäss der Empfehlung Nr. 63l~ ("1972) der Beratenden 
Versammlung l.I!l I\1ärz 1973 ein ad hoc-Expertenkomi tee zur Prüfung 
der rechtlichen Aspekte des Terrorismus eingesetzt. wurde, bekun­
dete der österreichische Vertreter als e1.nziger Interesse an 
einem Instrument auf Eu~oparatsebene und schlug eine semi-open-Kon­
vention vor. Die überwiegende Mehr~eit der Komiteemitglieder gab 
hingegen einer Lösung auf weltweiter Ebene den Vorzug. 
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Wie im Bericht des Bunde~ministers für Ausw~rtige Ange­
legenheiten liber die Tätigkeit des Ministerkomitees des Euro­

parats im Jahre 1973 ausgeführt wurde, erklär·te Bundesminister 
Dr. Kirchschläger als damaliger Vorsitzender des Ministerkomi­
tees im :r-'Iai 1973 ·'lor der' Beratenden Versa!DlIllung auf eine· dies­

bezUgliche Frage, dass er als österreichischer Aussenminister 
mit der bisherigen Haltung des Ministerkomi-cees gegenUber 
diesem Problem nicht zufrieden sei. Österreich habe sowohl 
bei den Vereinten Nationen,als auch im Eahrnen des Europarates 
keinen Zweifel daran gelassen, dass es die bisherige Behand­

lung des Themas "Terrorismus" in allen internationalen Orga­
nisationen als nicht ausreichend ansehe, um die Ursachen und 
die Konsequenzen des Terrorismus zu bekämpfen. 

Im November 1973 arbeitete ein Unterkomitee des Europäi­
schen Ausschusses für Strafrechtsfragen einen Resolutionsent­
, .. 'Urf betreffend Richtlinien fUr die strafrechtliche und aus­

lieferungsrechtliche Erfassung des internationalen Terroris-
mus aus, der von den IvIinisterdelegierten im Jänner 1974emstil!llIJ.jg be­
schlossen wurde (Resolution (74) 3). 

Das Bundesministerium fUr Justiz hatte sodann versucht, 
eine Erörterung des Problems der 'I'errcrismusbekämpfurig anläss­
lieh der VIII. Europäischen Justizministerkonferenz (l"1ai 1974) 
zu errei.chen, die Aufnahme eines derartigen Tagesordnungspunk­
tes wurde jedor::h aIs nicht opportun angesehen. 

Im Mai v.J. wurden bei. einer kurzen Zusammenkunft der 
JUstizillinister der 3uroparatsstaaten in Obernai bei StrasEburg 

die Fragen der Bekämpfung d2s Terrorismus eingehend erörtert 
und das Europäische Komitee fUr Strafrechtsfragen ersucht, 
konkrete Vorschläge auszuarbeiten. Ein von diesem eingesetztes 
Expertenkomitee ko~nte nun bei seiner 2. Tagung Anfang d.M. 
einen Vorentwurf fUr ein Europäisches Überei.nkommen zur Bekf1mpfung 
des Terrorismus fertigstellen. Dieser Entwurf muss nunmehr vom 
Europäischen·Komitee fUr Strafrechtsfragen verabschiedet und soll 
dann der Anfang Juni stattfindenden X. Europäischen Justizmin~ster­
konferenz vorgelegt werden. 
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An der Ausarbeitung dieses Konventionsentv.'Urfes waren 
Vertreter des Bundesministeriums fUr JU8tiz. so\vie meines 
Ressorts mBssgeblich beteiligt. Ich werde daher auch für den 
raschen Abschluss der Konventi.on eintreten. 

3) Es werden auch die österreichischen Vertreter in allen 
hiefür in Frage kornrnenden Gremien angewiesen werden, Initiativen 
im Sinne einer ehestmöglichen Beschlussfassung über den Konven­
tionsentwurf zu ergreifen uni sich für ein möglichst baldiges 
Inkrafttreten einzusetzen. 

Es ist jedoch nicht abzusehen, wann der Beschluss über den 
endgül ti gen Konve.ntionstext gefasst. und d.as Übereinkommen zur 
Unterzeichnung aufgelegt werden wird. Ich beabsichtige daher, 
bei der nächsten Tagung des Ministerkomitees auf die Notwendig­
keit einer möglichst raschen Ratifizierung der Konvention durch 
eine möglichst grosse Anzahl von Mitgliedsstaaten hinzuweisen. 

4) Zusä.tzlich zu den Bemühungen, im Rahmen des Europarates .. 
ein Vertrags instrument zur Bekämpfung und Verfolgung des Terro­
rismus zu schaffen, habe ich generell die Weisung erteilt, dass 
Initiativen, die auf die Bekämpfung des Terrorismus gerichtet 
sind, in allen hiefUr geeigneten Institutionen zu unterstützen 
sind. 

Den Bestrebungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaften, 
eine Koord.ination der Terrorbekämpfung durch engere Zusammenarbeit 
der InnenminisLer zu erreichen, wird besondere Beachtunggesehenlet • 
Ich habe Auftrag gegeben zu prüfen, inwieweit eine solche Zusam­
menarbeit auch im Rahmen des Europarates yorgesehen werden könnte 
oder zumjndest einige Mitgliedsstaaten des Europarates , die nicht 
den Europäischen G8meinschaften angehören, in deren Terrorismus­
bekämpfung e.inbezogen werden .könnten. 

Im Bereict). der Vereinten Nationen habe ich die Vertretung 
New York angewiesen, alle geeigneten auf eine Bekämpfung des 
Terrorismus abzielenden Bemühungen genauestens' zu verfolgen. 

Ich muss hier allerdings darauf ver\'.'€'isen, dass in der 
Generalversammlung ,schon seinerzeit der Aufna.hme des TOP '~Be-· 

k~impfung des internationalen Terrorismus 11 in die Agende der . 
XXVII. Generalversammlung starke Widerstände von seiten afrika-
nischer und arabischer Staaten entgegenstanden und ein von 

.j. 

109/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



- 4 -

Österreich mi teing(~brachter Resolutionsantrag , der die Verurtei­
lung von Terrorakten zum Inhalt hatte, nicht durchdrang und nur 

ein vollkommen abgeschwächter Entv.'Urf angenommen wurde. Seither 
'IjIlurden im Rahmen der General versammlung in dieser Frage kei ne 
Fortschritte erzielt. Die Widerstände sind darin begründet, dass 

die afrikanischen und arabischen Staaten eine Behinderung der 
Aktivitäten von Befreiungsbewegungen befü~chten. 

Erfolgreicher waren die Bemühungen um die Bekämpfung der 
LuftpirRterie. Hier wu.rden im Rahmen der ICAO drei internatio­
nale Übereinkommen abgeschlossen, denen auch Österreich ange­
hört •. Eine auf österreichische Vorschläge zurückgehende diplo­
matische Konferenz, die eine Sanktionenkonvention hätte ausar­
bei ten sollen, schlug wegen prinzipieller r1einungsv8rschieden­
heiten betreff~nd Sanktionen gegen Staaten fehl • 

. Wien, am 1. März 1976 
Der Bundesminister für Auswärtige 

Angelegenheiten: 
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